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Vorbemerkung. 



Kant 's kategorischer Imperativ: 

„Schränke Deine äussere Freiheit in einer Weise ein^ 
dass sie mit der gleichen Freiheit aller anderen nach 
den allgemeinen Gesetzen zusammen bestehen kann** 
hat im Wirtschaftsleben nie und nirgends Bedeutung erlangt; die 
Gedanken der Socialdemokraten und Staatssocialisten — „der Staat 
Herr aller Produktionsmittel" — sind unerfüllt und unerfüllbar, 
andererseits erwiesen sich die bisherigen wirtschaftlichen Organi- 
sationen als unzulänglich und so entwickelte sich eine Neuorgani- 
sation: die Kartelle. 

Ihre Lebensfähigkeit zeigt sich darin, dass sie leben, aber 
es ist ~ wie Merkel einmal erklärte — eine normale Er- 
scheinung, dass einmal zur Geltung gelangte Einrichtungen sich 
behaupten und sich weiter entwickeln zu einer Zeit, wo ihre 
Grundlagen bereits einem Absterbeprozess anheimgefallen und 
ihre innere Berechtigung abzusterben beginnt. 

Drängt es darum zu einer Reform, muss der bisherige Weg 
verlassen werden? 

Im Folgenden soll versucht werden, diese Fragen, insofern 
dies überhaupt zur Zeit angängig erscheint, vom juristischen 
Standpunkt aus zu beantworten! 
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Einleitung. 



„Von der Parteien Gunst und Hass verwirrt, schwankt ihr 
Charakterbild in der Geschichte", doch nein — nicht der Geschichte 
gehören die Kartelle an. Sie sind als „Massenerscheinung** ein 
wichtiges Gebilde der neusten Zeit, wenn auch ihre Uranfänge 
sich bereits im indischen Gesetzbuch Gajnavalka II, 249 finden i). 

Während wir ihr Entstehen in der heutigen Gestalt zuerst 
in England und Frankreich zu Ende des i8. Jahrhunderts be- 
obachten 2), sind sie in Deutschland und Gestenreich erst seit dem 
neunzehnten Jahrhundert in Erscheinung getreten'**). 

Einem Oesterreicher, Kleinwächter*), gebührt das Verdienst, 
zuerst mit scharfem Blick die Bedeutung der Kartelle erkannt 
und der wissenschaftlichen Bearbeitung der Kartellfrage die 
Wege geebnet zu haben. 

Bereits im Jahre 1897 hat die österreichische Regierung 
einen Kartellgesetzentwurf ^) vorgelegt, während in Deutschland 
die Frage erst neuerdings ins Rollen gekommen ist. Im Jahre 
1900 begann hier die breite Oeffentlichkeit^) sich mit der Frage 
zu beschäftigen. 

Anlciss boten die im deutschen Reichstage eingebrachten 
Anträge Heyl und Genossen^) und Gröber und Genossen®). 

Am 14. Januar 1902 wurden in der Zolltarifkommission von 
socialdemokratischer^) und freisinniger 1®) Seite Anträge bezüglich 
der Kartellfrage eingebracht, die in der Kommissionssitzung vom 
I. Oktober und Plenarsitzung vom 30. Oktober wiederholt 
wurden ^^), 

Im September 1902 beschäftigte sich der in Berlin ver- 
sammelte deutsche Juristentag ^2) mit der Kartellfrage, die auch 
auf der Tagesordnung der am 9. Oktober zu Berlin stattgehabten 
Generalversammlung des Central Verbandes deutscher Industrieller 1^) 
stand. 
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Begriff des Kartells. 

Die Zahl der Kartelldefinitionen ist Legion^*); alle Defini- 
tionen stimmen, von dem allgemeinen Begriff des Kartells ^0) 
ausgehend, darin überein, dass das Kartell eine „Vereinigung** ist. 
Schon die sprachliche Herleitung des Wortes ^^) weist darauf 
hin, dass femer die „Vertragsmässigkeit" ein wesentliches Merk- 
mal des Kartells ist. 

Bei Bestimmung der Kontrahenten geht Pohle („Wirtschafts- 
subjekte gleicher oder verwandter Berufe") zu weit, während die 
Begrenzung der Vertragsparteien auf die „Produzenten" (Bren- 
tano, Kohler, Rousiers) zu eng erscheint i*^. 

Arbeiterkoalitionen fallen nicht unter die Kartelle, wohl aber 
die Unternehmerverbände aller Gebiete, (es sei hier nur an die 
Kartelle der Händler, Schiffahrts- und Versicherungsgesellschaften 
u. s. w. erinnert); die Zugehörigkeit der Unternehmer zu gleicher 
bezw. verwandter Branche (Kleinwächter, Fridrichowicz, 
Grunzel, Landesberger) erscheint für die Begriffsbestimmung 
nicht wesentlich. 

Erforderlich zum Begriffe des Kartells ist jedoch, wie 
Menzel zutreffend hervorhebt, das Fortbestehen bezw. die nicht 
völlige Beseitigung der Selbständigkeit der verbundenen Unter- 
nehmungen ^^). 

Die formalen Kriterien sind hiermit erschöpft; als solche 
haben wir erkannt: 

eine vertragsmässige 
Vereinigung 
selbständiger 
Unternehmer; 
festzustellen bleiben die materiellen Merkmale. 

Die Unternehmer verfolgen bei der Kartellbildung den Zweck, 
durch solidarisches Vorgehen, insbesondere Beseitigxing 
oder Beschränkung des freien Wettbewerbes, in ihrem 
Interesse auf die Marktgestaltung möglichst aus- 
schliesslich bestimmend einzuwirken. 
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Diese Bestimmung des Zweckes und der Mittel zur Er- 
reichung des Zweckes der Kartelle lehnt sich eng an die Be- 
griffsbestimmung des österreichischen Kartellgesetzentwurfes an. 

Allen Kartellen ist ein egoistisches Moment eigentümlich, 
mag die Triebfeder zu ihrer Gründung die Verhinderung un- 
lauteren Wettbewerbes, die Erhaltung bestimmter Erwerbszweige 
oder die Erzielung höheren Gewinns, die Ausbeutung der Ab- 
nehmer sein 1^). 

Es erscheint demgemäss von Wichtigkeit, in der Definition 
hervorzuheben, dass die Vereinigung „im Interesse der Unter- 
nehmer" erfolgt. 

Warenerzeugung und Warenverkauf, „Produktions-, Preis-, 
Bezugs- und Absatzverhältnisse", mit einem Worte die Markt- 
gestaltung soll in diesem Interesse bestimmend beeinflusst werden. 

Mit Rücksicht auf die monopolistischen Tendenzen sind die 
Worte 

„möglichst ausschliesslich" 
zugesetzt. 

Irgend eine zeitliche Bestimmung gehört nicht zu dem 
Wesen der Kartelle, insbesondere erscheint es nicht richtig, die- 
selben im Gegensatz zu den „Ringen*' als dauernde Vereinigung 
zu charakterisieren ^o). 

Es ergiebt sich somit folgende Begriffsbestimmung. 

Ein Kartell ist die vertragsmässige Vereinigung 
selbständiger Unternehmer mit dem Zwecke, durch 
solidarisches Vorgehen, insbesondere Beseitigung oder 
Beschränkung des freien Wettbewerbs, in ihrem Inter- 
esse auf die Marktgestaltung möglichst ausschliesslich 
bestimmend einzuwirken. 



Entstehungsgründe. 

Der regelmässige Grund einer Verbindung Einzelner zu 
einem gemeinsamen Zwecke ist einerseits das Gefühl der Unzu- 
länglichkeit der Einzelkraft, andererseits das Bewusstsein der Ge- 
meinsamkeit der Interessen. 

Eine allgemeine Formel für die Ursachen der Kartellbildung 
lässt sich nicht finden, insbesondere ist es falsch, Krisen (also 
„Störungen des Gleichgewichts zwischen Produktion und kauf- 
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fähiger Nachfrage**) als die Ursache der Kartellbildung zu be- 
zeichnen und es erscheint tendenziös, wenn die Kartelle als 
„Kinder der Not*' erklärt werden 21). 

Die Erfahrung lehrt, dass Kartelle zwar häufig in wirt- 
schaftlich ungünstigen Zeiten zur Beseitigung von Krisen ent- 
standen sind, eben so oft aber ihren Ursprung in dem Bestreben 
gefunden haben, günstige Konjunkturen auszunützen. Mit Recht 
unterscheidet Ofner22) demgemäss Regulierungs- und Mono- 
polisierungskartelle. 

Im ersteren Falle sind Ursache der Kartellbildung die in- 
folge der freien Konkurrenz entstehenden, der Sachlage nicht 
entsprechenden wirtschaftlichen Verhältnisse, so 

a) die über den Bedarf hinausgehende Gesamtproduktion, 
„Ueberproduktion" ^^), 

b) unlauterer Wettbewerb, 

c) Nachlassen des Konsums, 

d) ungünstige Lieferungsbedingungen, 

e) übermässige Unterbietungen, 

f) übermässig gesteigerte Betriebskosten 

(Gefahren der voranströmenden Technik, Reklame- 
kosten u. s. w.) 
und deren Folgeerscheinung: allgemein: schlechter Geschäfts- 
gang, insbesondere: Preisreduktionen und geringe oder fehlende 
Rentabilität der Unternehmungen. 

Die Monopolisierungskartelle dagegen sind unabhängig von 
der Marktlage. Auch bei Knappwerden der Waren, auch bei 
Steigerung des Konsums, auch bei besserem Geschäftsgang, bei 
steigender Tendenz des Marktes — in der Regel gerade dann — 
entstehen sie. Sie entspringen lediglich dem Streben nach fak- 
tischer Monopolstellung, nach Ausbeutung der Konsumenten. 

Die Kartellbildung hängt aber ferner von einer Reihe von 
Vorbedingungen ab, deren w^esentlichste hier kurz angedeutet 
werden sollen. 

Von Bedeutung ist zunächst Umfang und Zahl der Unter- 
nehmungen. Wenn auch theoretisch im Kleingewerbe und in 
der Hausindustrie die Kartellbildung möglich erscheint, scheitert 
sie doch regelmässig an der praktischen Undurchführbarkeit und 
Zwecklosigkeit^^). Nur bei grösseren Unternehmungen, Insbe- 
sondere solchen von ungefähr gleicher Grösse und ähnlicher 
Organisation, ist die Vorbedingung zur Kartellierung gegeben. 
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Sind die Unternehmungen in wenigen Händen konzentriert, 
so wird entsprechend der Einfachheit der Organisation, Kontrolle 
und Verwaltung die Kartellbildung erleichtert. Es kann aber 
nicht anerkannt werden, dass ebenso wie die Konzentration des 
Angebots die Konzentration der Nachfrage eine wichtige Vor- 
bedingung der Kartellbildung sei 2«). Dass diese Ansicht nicht 
richtig, lehrt ein Blick auf die verschiedenen Kartelle, bei denen 
regelmässig von konzentrierter Nachfrage keine Rede sein kann 
(so: Schuhnägel-, Kunstdünger-, Emailgeschirrkartell). 

Ebensowenig kommt die geographische Lage und Anord- 
nung der Betriebe zu einander regelmässig bestimmend in Be- 
tracht 2^). Die sich hieraus ergebenden Organisationsschwierig- 
keiten finden ein Aequivalent in der Frachtersparnis und in den 
Lieferungserleichterungen. 

Von Bedeutung ist jedoch die Art der Waren. Zwar weist 
Schönlank*-^^) darauf hin, dass die Kartellierung „das ganze 
Warenlexikon" umfasst; je begrenzter aber die Menge des 
Materials, der Waren (z. B. Bergwerksprodukte), je monopol- 
artiger ihre Gewinnung, Herstellung und ihr Vertrieb (gesetz- 
liche Monopole: Patente, Branntweinindustrie u. s. w., Fabrika- 
tionsgeheimnisse), je gleichartiger die Waren ^% um so grösser 
die „Kartellfähigkeit*^ 

Auch das Verhältnis zum Ausland (Erleichterung der Aus- 
fuhr, Ausfuhrvergütungen, internationale Abmachungen) und 
Schutzzölle 2^) leisten der Kartellbildung wesentlichen Vorschub. 

Begriff des Kartells und Ursachen der Kartellbildung sind 
hiermit in kurzen Zügen dargelegt, eine Morphologie der Kartelle 
liegt ausserhalb der gestellten Aufgabe, auch erscheint eine er- 
schöpfende Differenzierung unmöglich 8®). 

Wirkungen. 

Die Ansichten über die Wirkungen der Kartelle gehen 
diametral auseinander; auf der einen Seite werden vorzugsweise 
die Vorteile, auf der anderen Seite überwiegend die Nachteile 
betont 31). 

Während das Reichsgericht 3*) in der Kartellierung „nicht 
nur eine berechtigte Bethätigung des Selbsterhaltungstriebes, 
sondern auch eine dem Interesse der Gesamtheit dienende Mass- 
regel" erblickt, spricht die Begründung des österreichischen 
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Kartellgesetzentwurfs ^^ die Ueberzeugung aus, „dass die Kar- 
telle schon durch ihre natürliche Beschaffenheit den Keim zu 
Auswüchsen in sich bergen und dafür inmitten der jetzt die ge- 
samte Volkswirtschaft erfüllenden Klassengegensätze und Klassen- 
kämpfe einen besonders geeigneten Boden finden". 

Nutzen und Nachteile der Kartellbildung sollen hier nicht 
gegeneinander abgewogen werden. Aus den angeführten Ent- 
stehungsgründen ergiebt sich, dass es sich um Erscheinungen 
handelt, die Vorteile und Gefahren in sich bergen. 

Die Gefahren beruhen sämtlich auf der monopolistischen 
Tendenz der Kartelle. Sie bestehen 

a) in der Verhinderung oder Beeinträchtigung des lauteren 
freien Wettbewerbs, 

b) in der Ausbeutung des konsumierenden Publikums (un- 
gebührliche Preissteigerung, unwirtschaftliche Beschrän- 
kung der Gütererzeugung), 

c) in der Ausnutzung der Arbeiter (ungünstige Gestaltung 
der Löhne und Arbeitsbedingtingen). 

Bietet die bestehende deutsche ^') Gesetzgebung Mittel gegen 
die Gefahren und Nachteile der Kartelle? 

Ein Verbot der Kartellbildung besteht in Deutschland nicht. 
Insbesondere kann aus dem Prinzip der Gewerbefreiheit 
nicht die Unzulässigkeit der Kartellierung hergeleitet werden: 
§ I der GewO. bestimmt: 

„Der Betrieb eines Gewerbes ist jedermann gestattet, 
soweit nicht durch dieses Gesetz Ausnahmen oder 
Beschränkungen vorgeschrieben oder zugelassen sind.** 
Das Reichsgericht hat in einer Entscheidung vom 27. April 
1880 (Annalen des Reichsgerichts II, S. 69) sich dahin aus- 
gesprochen, dass 

„die Gewerbefreiheit aus öffentlichen, im Interesse der 
Gesamtheit liegenden Gründen erlassen sei und daher 
Verträge Einzelner, welche die Gewerbefreiheit im 
Interesse einzelner Gewerbetreibender einschränken, 
das Interesse der Gesamtheit gar nicht berühren, daher 
erlaubt seien". 
Vgl. Entsch. d. R.G. i. Civ.-S. vom 20. Oktober 1880, 
Bd. II, S. 20. 
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Entsch. d. R.O.H.G. vom 5. Dezember i B7 3, Seuffert's Archiv, 
Bd. XXIX, Nr. 164. 

In einer späteren reichsgerichtlichen Entscheidung vom 

4. Februar 1897 (Entsch. d. R.G. i. Civ.-S., Bd. XXXVIII, 

5. 156) kommt jedoch — wohl im Hinblick auf §§ 7, 10, Gew.O. 
— zum Ausdruck, dass die Gewerbefreiheit nicht nur im staat- 
lichen Interesse erlassen sei, sondern auch die privatrechtlichen 
Verhältnisse berühre, die Tendenz habe, „jedem das Individual- 
recht zu gewährleisten**. 

Aber von diesen beiden Gesichtspunkten aus betrachtet, 
kann die Kartellbildung nicht als unzulässig erscheinen: „Aus 
dem Prinzipe der Gewerbefreiheit" — so heisst es in einer reichs- 
gerichtlichen Entscheidung vom 25. Juni 1890 (Entsch. d. R.G. 
i. Civ.-S., Bd. XXVIII, S. 244) — „folgt keine Unantastbarkeit 
des freien Spieles wirtschaftlicher Kräfte in dem Sinne, dass den 
Gewerbetreibenden der Versuch untersagt wäre, im Wege 
genossenschaftlicher Selbsthülfe die Bethätigung dieser Kräfte 
zu regeln.'* 

Es wird durch die Kartellbildung nicht gehindert, dass nicht 
kartellierte Unternehmer das gleiche Gewerbe betreiben, über- 
nehmen oder begründen. 

Dass der Wettbewerb mit der durch den Zusammenschluss 
erstarkten Konkurrenz erschwert oder unmöglich gemacht wird, 
ist — wie Menzel 1. c. zu Recht hervorhebt — ein faktisches 
kein rechtliches Moment. 

Vgl. Entsch. des obersten L.G. f. Bayern vom 7. April 1888, 
Seuff. Arch., Bd. XLIV, S. 18 (Wengler und Franke 1890, 
S. 404 sub II). 

Auch die Beschränkungen des Einzelnen bezüglich der Art 
und des Umfangs des Gewerbebetriebes sind, wie das Reichs- 
gericht unter Hinweis auf die zahlreichen Erkenntnisse bezüglich 
der Rechtsgültigkeit von Konkurrenzverboten ausführt , regel- 
mässig gültig, insofern sie eben nur als eine Beschränkung, 
nicht als eine Vernichtung des Gewerbebetriebes sich darstellen. 

Vgl. Entsch. d. R.G. vom 5. Dezember 1879 (Entsch. d. 
R.G. i. Civ.-S., Bd. i. S. 22). 

Entsch. d. Ob.Trib. vom 27. Dezember 1877 (Seuff. Arch., 
Bd. XXXIV, Nr. 105). 

Entsch. d. R.G. vom 7. Februar 1880, (Seuff. Arch., Bd. 
XXXV, Nr. 196). 
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Man hat nun versucht, auf Kartellverträge den § 152 
Gew.O. analog auszudehnen. Damit giebt man die Gültigkeit 
von Kartellverträgen zu, versagt ihnen aber den Rechtsschutz. 

Dieser Ansicht kann jedoch nicht beigetreten werden: die 
Vorschrift des § 152 Gew.O. hat durchaus singulären Charakter 
und ist zu analoger Anwendung nicht geeignet. Gerade daraus,, 
dass die Kartelle (die bei Erlass der Gew.O. bereits eine bekannte 
Erscheinung waren, es sei hier nur an das 1862 in Deutschland 
gegründete Weissblechsyndikat erinnert) nicht besonders erwähnt 
sind, folgt, dass eine Regelung der Frage im Rahmen des § 152 
Gew.O. von dem Gesetzgeber nicht gewollt war. 

Auf Grund der Gewerbeordnung kann somit nicht gegen 
die Kartelle angekämpft werden. 

Man hat daher ferner auf die Wuchergesetzgebung ins- 
besondere aber auf § 138, 826 B.G.B. verwiesen. 

§1381 B.G.B. bestimmt: 

„Ein Rechtsgeschäft, das gegen die guten Sitten ver- 
stösst, ist nichtig." 

Dieser Paragraph lautete im I. Entwurf (§ 106): 

„Ein Rechtsgeschäft, dessen Inhalt gegen die guten 
Sitten oder die öffentliche Ordnung verstösst^ 
ist nichtig." 

Die Motive (I, S. 211) bemerkten hierzu: 

Im Anschluss an das französische Recht sei „neben 
den guten Sitten die öffentliche Ordnung erwähnt,, 
weil der Inhalt eines Rechtsgeschäftes nicht bloss 
gegen die moralischen Interessen, sondern auch gegen 
die allgemeinen Interessen des Staates Verstössen kann 
und ein Verstoss gegen die letzteren nicht immer 
einen Verstoss gegen die ersteren enthält Es dcirf" 
— so heisst es weiter — „in dieser Beziehung nament- 
lich auf die mit dem Prinzipe der Gewerbefreiheit 
sich in Widerspruch setzenden Verträge verwiesen 
werdend 

Im II. Entwurf (§ 106) und in der Reichstags- und Bundes- 
ratsvorlage (§ 134) fehlte die „öffentliche Ordnung" und damit 
eine wichtige Handhabe gegen die Kartelle. 
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In den Protokollen (Bd. I, S. 124) heisst es zur Begründung 
der Ausscheidung des Begriffes der öflfentlichen Ordnung, 

„es fehle ihm die sichere Umgrenzung und die gegen 
die öffentliche Ordnung verstossenden Rechtsgeschäfte 
würden zumeist auch als gegen die Rechts- und Sitt- 
lichkeitsordnung gerichtet anzusehen sein." 

Aber „zumeist" ist nicht „immer", auch der Begriff der 
^jguten Sitten" ist nicht „fest umgrenzt" und Rechts- und 
Sittlichkeitsordnung ist gerade — wie die Motive 1. c. zutreffend 
hervorheben — nicht identisch. 

In der Reichstagskommission wurde die Wiedereinstellung 
der „öffentlichen Ordnung'* in § 134 beantragt, aber abgelehnt 
•(vergl. die unzutreffende Begründung in dem „Bericht der Reichs- 
tagskommission" (Heymann) S. 28/29). 

Nur bei Verstoss gegen die „guten Sitten" ^5)^ insbesondere 
bei Wucher 3^) bietet somit (neben dem Strafrecht) das B.G.B. 
•eine Handhabe gegen die Kartelle; aber weit wird man damit 
nicht kommen. Mit Recht weist Liszt^^) darauf hin, dass der 
Begriff der „guten Sitten** nicht klar und nicht scharf zu um- 
schreiben sei, insbesondere kann aber nicht anerkannt werden ^®), 
dass auch der Verstoss gegen die „öffentliche Ordnung** als 
Verstoss gegen die „guten Sitten** zu betrachten sei. Beides 
kann zusammenfallen, muss es aber nicht. Das lehrt gerade die 
Entstehungsgeschichte. 

Regelmässig wird — wie Menzel zutreffend erklärt — ein 
Kartellvertrag zwar objektiv schädlich, aber nicht subjektiv un- 
moralisch sein. „Die Anschauung des ehrbaren Kaufmanns im 
Handelsverkehr**, auf die das Reichsgericht in seiner Entschei- 
dung V. II. April 1901 (Jur. Wochenschr., S. 349) Rücksicht ge- 
nommen haben will, insbesondere hält Kartellverträge regel- 
mässig für moralisch. 

Unter Umständen wird gegenüber Kartellen § 240, 253 
StG.B. Anwendung finden^*), in der Regel aber wird es an 
Begriffsmerkmalen oder an — der Kenntnis der Strafverfolgungs- 
iDehörde mangeln. 

Weitere gesetzliche Handhaben gegen Kartelle wird man 
in der Deutschen Gesetzgebung vergebens suchen, insbesondere 
■enthält das Gesetz v. 27. Mai 1896 keine Bestimmung. Die von 
Katz vorgeschlagene Straf bestimmung hat keine Aufnahme in 
das Gesetz gefunden^**). 
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Vorschläge. 

Es hat sich gezeigt, dass keine der bestehenden gesetzlichen 
IBestimmungen eine zuverlässige und ausreichende Handhabe 
gegen die Gefahren und Nachteile des Kartellwesens bietet. 

Zur Abwehr der durch die Kartelle hervorgerufenen Miss- 
stände sind die verschiedenartigsten Vorschläge gemacht worden, 
•die teils auf volkswirtschaftlichen, teils auf rechtlichen Erwägungen 
beruhen. 

Von der Besprechung derjenigen Vorschläge, die nicht dem 
Rechtsgebiete angehören, muss im Rahmen der vorstehenden 
Arbeit Abstand genommen werden 8^). Auf dem Gebiete der 
Rechtspolitik stehen — wie der österreichische Kartellgesetzent- 
wurf*®) zutreffend hervorhebt — drei Wege offen; der strafrecht- 
liche, privatrechtliche und verwaltungsrechtliche. 

Strafrechtlich gegen die Kartelle im allgemeinen vor- 
zugehen wäre nur dann berechtigt, wenn man dieselben schlechthin 
für schädlich und unerlaubt halten will. Diese Ansicht ist aber 
wohl nirgends vertreten. 

Sollen aber nur bestimmte Formen der Kartelle mit Strafe 
bedroht werden, so muss diese Absicht an der Unmöglichkeit 
der präcisen Formulierung des strafrechtlichen Thatbestandes 
^scheitern. Es kommt hinzu, dass — wie die Erfahrung lehrt *^) 

— eine Repression gegen eine „gleichsam naturgesetzliche Ent- 
wicklung** nichts auszurichten vermag. „Im direkten Verhältnisse 
zur Strenge der Strafbestimmungen wächst schliesslich auch der 
Heiz und — wie das amerikanische Beispiel lehrt — auch der 
Erfolg, sie zu umgehen ^^j^ 

Von Bedeutung ist schliesslich, dass der Staat Kartellen 
wohlwollend gegenübersteht oder sich gar an ihnen beteiligt. 

Tritt indes letzterer Gesichtspunkt zurück, so erscheint es 

— trotz der Unwirksamkeit des § 3 des österreichischen Gesetzes 
vom 7. April 1870 — „des Schweisses der Edlen wert", unter 
Berücksichtigung möglichst zahlreichen thatsächlichen Materials 
•eine strafrechtliche Formel zu suchen, nach der wenigstens Mass- 
nahmen gegen Outsider, wie die Denkschrift der Grossh. Handels- 
kammer zu Offenbach, S. 5, sie schildert, Drohungen und Verrufs- 
•erklärungen, um den Anschluss an ein Kartell herbeizuführen, 
etwa nach dem Vorbild des § 153 Gew.O. und nach Analogie 
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des Nötigungs- und Erpressungsparagraphen unter Strafe gestellt 
würden. 

Betrachten wir nun die Frage vom civilrechtlichen Stand- 
punkte, so werden — wie wir bereits gefunden — unter Um- 
ständen (aber in den seltensten Fällen) die §§ 138, 826 B.G.B. 
Platz greifen. 

Hier muss zum mindesten die Aufnahme einer Bestimmung 
verlangt werden, derzufolge auch ein Verstoss gegen die „öffent- 
liche Ordnung" Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts herbeiführt. 
Man halte dieser Forderung nicht die Misserfolge der franzö- 
sischen Gesetzgebung entgegen, denn wenn die entsprechende 
Bestimmung des Code civil auch keine unbedingt günstige 
Wirkung gehabt hat, so hat sie doch manche Nachteile der 
Kartellbildung beseitigt. 

Auch der Gedanke Kleines, eine besondere Klage nach 
Analogie der Wandlungs- oder Minderungsklage (bei Preisüber- 
vorteilungen u. s. w.) einzuführen, erscheint der Erwägung wohl 
wert, während die Erlassung der Zahlungspflicht für die Käufer 
gegenüber den Mitgliedern der Kartelle (welche nach v. Halle 
die amerikanische Gesetzgebung vorsieht), dem allgemeinen 
Rechtsbewusstsein nicht entsprechen dürfte. 

Für die Unwirksamkeit civilrechtlicher Vorschriften hat 
man sich zunächst darauf berufen, dass privatrechtliche Bestim- 
mungen umgangen werden könnten und regelmässig umgangen 
würden. 

Es ist allerdings üblich, dass die Kartellteilnehmer sich 
Schiedsgerichten unterwerfen und hierdurch und durch Verzicht 
auf die Beschwerdeführung gegen Schiedssprüche die Notwendig- 
keit der Einklagung umgehen. 

Diesem Missstand könnte aber leicht begegnet werden; es 
müssten (entsprechend den österreichischen Bestimmungen) solche 
Schiedssprüche als wirkungslos erklärt und ihre Vollstreckung 
verboten werden. Etwa hinterlegte Solawechsel müssten als un- 
gültig erklärt werden. 

Wenn ferner darauf verwiesen wird, dass die Geschädigten 
regelmässig auf die Kartelle angewiesen sind und deshalb eine 
Klage scheuen werden, so dürfte hieraus ein Argument gegen 
die civilrechtliche Regelung nicht entnommen werden, denn 
gerade auch gegen diese etwa drohenden Nachteile soll die 
Gesetzgebung schützen. Sieht aber der Geschädigte etwa mit 
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Rücksicht darauf, dass er die Vorteile der Nichteinklagung den 
Nachteilen der Anstellung- einer Klage vorzieht, von einem 
civilrechtlichen Vorgehen gegen ein Kartell ab, so kann er sich 
über diese Nachteile nicht beschweren: 

quod quis ex sua culpa damnum sentit damnum 
sentire non videtur. 

Mit Recht hat man jedoch gegenüber dem Gedanken einer 
privatrechtlichen Regelung der Frage darauf verwiesen, dass 
regelmässig nicht die Kartellteilnehmer, sondern ausserhalb des 
Kartells stehende Personen die Geschädigten sind. 

Wollte man nun, wie vorgeschlagen, nach dem Vorbild der 
von V. Halle geschilderten amerikanischen Gesetzgebung eine 
„actio popularis" einführen, so würde damit ein glücklich be- 
seitigter Grundsatz des römischen Rechts wieder in die Rechts- 
ordnung eingeführt. 

Hingegen dürfte zu erwägen sein,* ob nicht — analog 
dem Verfahren in Entmündigungssachen — der Staats- 
anwaltschaft hier die Berechtigung zur Anstellung von 
Klagen zuzubilligen wäre. 

Die letzte Einwendung gegen die civilrechtliche Regelung 
des Kart eil Wesens stützt sich darauf, dass es sich regelmässig um 
„die allerschwierigsten und kompliziertesten Verhältnisse der 
Volkswirtschaft" handele und „Civilgerichte und Advokaten kaum 
als die richtigen Organe zur Lösung ihnen so ferne liegender 
eminent volkswirtschaftlicher Fragen sich erweisen würden'* 
(Steinbach 1. c. S. 179). 

Dem könnte aber durch eine Aenderung der Gerichtsver- 
fassung abgeholfen werden. Nach dem Vorbilde der Ge- 
werbegerichte könnten „Kartellgerichte", bestehend aus 
einem volkswirtschaftlich gebildeten Juristen als Vor- 
sitzenden, einem kartellierten und einem nicht kartel- 
lierten Unternehmer als Beisitzenden gebildet werden. 

In der bestehenden Litteratur ist im Anschluss an Menzel 
f.ist durchweg das Projekt einer verwaltungsrechtlichen Regelung 
des Kartellwesens entwickelt worden: Regelung der Kartelle 
nach Art von öffentlich-rechtlichen Korporationen und Stellung 
unter die Aufsicht der Staatsverwaltung, das sind die Grundge- 
danken, die in allen diesbezüglichen Vorschlägen wiederkehren^^). 

Damit aber würde eine Ausnahmegesetzgebung geschaffen. 
Ganz abgesehen von den Schwierigkeiten der praktischen Durch- 
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fühning**) sollte man Kleines Mahnung folgend im Hinblick auf 
die Erfahrungen, die man mit den Präventivmassregeln gegen 
die Presse gemacht hat, daran denken, dass „vestigia terrent". 

Ein bekannter Jurist hat die Tendenz verwaltungsrechtlicher 
Regelung in dem Satze zusammengefasst: 

„es muss noch mehr regiert werden". 

Mit Recht weist Hitschmann darauf hin, dass die Gefahr 
drohe, dass man per analogiam auch der Arbeiterschaft die 
Segnungen der verwaltungsrechtlichen Regelung nicht vorenthalten 
wolle und so aus dem Koalitionsrecht der Arbeiter eine Farce 
mache, die zum Beispiel dem zahmen Kartellinspektor einen 
gewiss minder Zcihmen Strikeinspektor gegenüberstelle. 

Die Mittel gegen die Gefahren des Kartellwesens liegen 
rechtlich auf dem Gebiete der Straf- und Civilgesetzgebung und 
in einem Ausbau des Gerichtsverfassungswesens. 

Den in dieser Be'ziehung entwickelten Vorschlägen mache 
man nicht den Vorwurf mangelnder Präcision. Noch reicht das 
vorhandene thatsächliche Material zu bestimmteren Vorschlägen 
nicht aus. 

Die Beschaffung solchen Materials muss der Kartellkom- 
mission überlassen werden, die einen praktischen Wert aber nur 
dann haben kann und wird, wenn sie im vollen Lichte der 
Oeffentlichkeit arbeitet. 

Die vorstehenden Vorschläge beschäftigen sich lediglich mit 
der rechtlichen Behandlung der Kartelle. 

Es kann und darf indes nicht verkannt werden, dass die 
Rechtswissenschaft allein gegen die Missstände des Kartellwesens 
keine wirksame Abhilfe schaffen kann. 

Auch die auf volkswirtschaftlichem Gebiete gemachten 
Vorschläge müssen bei Regelung der Frage gleichzeitig in Be- 
tracht gezogen werden. 

Die Uebermacht des Kapitals über die Arbeit, die mit der 
Kartellierung besonders zum Ausdruck kommt, lässt sich aber 
auf dem Boden der bestehenden Rechts- und Gesellschaftsordnung 
nicht beseitigen und so kann auch das Ergebnis aller Mass- 
nahmen gegen die Kartelle nur eine Beschränkung ihrer Nach- 
teile und Gefahren sein. 
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i) Vergl. Monatsschrift für Handelsrecht und Bankwesen, Jahrg. XI,, 
S. 189. 

Vergl. femer Verh. d. Ver. f. Soc.-Pol., Bd. LXI, S. 32; Stein^ 
bach, S. 158; Kleinwächter, S. 137; May, S. 57; Meyer, S. 295; 
Pohle, S. I. 

2) Vergl. Handw.-B. d. Staatswissensch., V, S. 39; Arch. f. soc. 
Gesetzgeb. u. Stat., 8, S. 3 96 ff., insbes. 417; Ber. d. freien deutschen 
Hochstifts 1888, S. 220; Rousiers, S. 11 schreibt: Cest aux Etats- 
Unis que la question des syndicats industriels de monopolisation est 
nee; Matern, S. 59 : „Das Vaterland der Industriekartelle ist Amerika.** 

3) Vergl. Schriften d. Ver. f. Soc.-Pol., 61, S. 7, 32, 142; Be- 
richt des freien deutschen Hochstifts 1888, S. 223; Pohle, S. 57; 
Kleinwächter, S. 138; Nation 1902, S. 771; Jahrb. f. Gesetzgeb.,. 
Verw. und Volksw., XV, S. 243. 

Schönlank schreibt im Archiv für sociale Gesetzg.- »und Statistik*^ 
Bd. III, S. 493: „Am 9. Mai 1873, als in Wien die Sterbeglocke des 
wirtschaftlichen Aufschwunges gellte, wurde die Geburtsstunde der Kar- 
telle eingeläutet,*' 

Streng historisch betrachtet ist dies nicht richtig: das älteste Kartell 
in Deutschland ist das 1862 gegründete Kartell der Weissblechfabri- 
kanten, dem zu Anfang 7 Werke angehörten. Mit Recht weist aber 
Berdrow, S. 10 (ihm folgt Grunzel, S. 23) darauf hin, dass die Kar- 
telle vor 1873 »Ausnahmen wirtschaftlicher Bündnisse in einer allgemein 
noch der unbeschränkten Konkurrenz zuneigenden Zeit" bilden. 

4) Die Kartelle, Innsbruck 1883. Vergl. hierüber Schäffle,, 
Zeitschn f. d. ges. Staatsw., XXXIX, S. 493. 

1894 stand die Kartellfrage im Mittelpunkt der Verhandlungen des. 
„Ver. f. Socialpolitik" ; cf. Bd. LX, LXI, der Schriften dieses Vereins. 

5) „Gesetz über Kartelle in Beziehung auf Verbrauchsgegenstände, 
die einer mit der industriellen Produktion in enger Verbindung stehenden 
indirekten Abgabe unterliegen." 

6) Vergl. die zahlreichen Artikel in den Tageszeitungen und Fach- 
zeitschriften, insbes. „Die Zukunft*', 1 900, No. 12; D. Industrieztg. 
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7) „Der Reichstag wolle beschliessen, die verbündeten Regierungen 
zu ersuchen, einen Gesetzentwurf vorzulegen, durch welchen eine sach- 
gemässe Reichsaufsicht für solche Kartelle und Syndikate eingeführt 
wird, deren Geschäftsgebahrungen einen nachweislich monopolistischen 
Charakter angenommen haben*'; Reichstagsdrucksachen 1900/01, No. 94. 

Vergl. hierzu : „Denkschrift betreffend die Verhandlungen des 
Deutschen Reichstages über die Kohlenfrage, bearbeitet vom Verein für 
die bergbaulichen Interessen im Oberbergamtsbezirk Dortmund, Essen 1901 ; 
Verhandlungen, Mitteilungen und Berichte des Centralverbandes deutscher 
Industiicller, Berlin 1901, No. 89, S. 204. 

8) „Der Reichstag wolle beschliessen, die verbündeten Regierungen 
zu ersuchen, zum Schutze des Mittelstandes im Gewerbe, insbesondere 
im Interesse des Kleinhandels: I. . . . II. eine Enquete über die 
Wirkungen der gewerblichen Kartelle, Syndikate und Ringe zu veran- 
stalten." (Reichstagsdrucksachen 1900/01, No. 81.) 

9) „Der Bundesrat ist verpflichtet, die Zölle für vom Ausland ein- 
gehende Waren aufzuheben und deren zollfreie Einfuhr zuzulassen, wenn 
die gleichartigen Waren von deutschen Verkauf «Vereinigungen (Syndikate, 
Trusts, Ringe oder dergl.) nach dem oder im Auslande billiger verkauft 
werden, als im deutschen Zollgebiet. Die getroffenen Anordnungen sind 
dem Reichstage sofort oder, wenn er nicht versammelt ist, bei seinem 
nächsten Zusammentritt mitzuteilen. Sie sind ausser Kraft zu setzen, 
wenn der Reichstag die Zustimmung nicht erteilt." Vergl. D. Industrie- 
zeitung XXI, S. IQ. 

10) „Der Bundesrat ist berechtigt, die Zölle auf solche Erzeug- 
nisse, für welche im Inlande Kartelle, Trusts, Verkaufsvereinigungen 
oder Betriebsmonopole bestehen, herabzusetzen oder aufzuheben. Die 
getroffenen Anordnungen sind dem Reichstage sofort oder, wenn er nicht 
versammelt ist, bei seinem nächsten Zusammentritt mitzuteilen. Sie 
sind ausser Kraft zu setzen, wenn der Reichstag die Zustimmung nicht 
erteilt." Vergl. D. Industrieztg. XXI, S. 19. 

11) Graf V. Posadowsky -Wehner gab in dieser Sitzung der 
Zolltarifkommission folgende Erklärung ab: 

„Die Reichsverwaltung verfolgt die Vorgänge auf dem Gebiete des 
Kartellwesens mit der grössten Aufmerksamkeit, ist aber von der Ueber- 
zeugung durchdrungen, dass bei der Behandlung dieser volkswirtschaftlich 
so ausserordentlich schwerwiegenden Frage die grösste Vorsicht geboten 
ist. Zuvörderst kommt es darauf an, sich volle Klarheit über die Wirk- 
samkeit und Wirkungen der Kartelle zu verschaffen. Zu diesem Zwecke 
erging von Seiten der Reichsverwaltung zunächst an die Bundesregierungen 
eine Rundfrage, durch welche das Bestehen von etwa 400 Kartellen ermittelt 
wurde. Daneben fand eine Ansammlung aus öffentlichen Verhandlungen 
sich ergebenden und auf litterarischem Wege zugänglichen Stoffes statt. 
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Insbesondere sind auch in erster Linie die beteiligten Gerichtsbehörden 
der Bundesstaaten zur Berichterstattung über die Rechtsstreitigkeiten, die 
<ias Gebiet des Kartellwesens berühren, veranlasst worden. Diese Berichte 
haben wichtige zweifelsfreie, thatsächliche Unterlagen zur Beurteilung des 
Kartellwesens zu Tage gefördert. Endlich wurde damit begonnen, den 
Leitern grösserer Kartelle Gelegenheit zu einer vertraulichen Darlegung 
ihrer Verhältnisse zu geben. Die Kartelle, mit denen bis jetzt eine 
solche Fühlung genommen ist, erwiesen sich durchaus entgegenkommend 
und erklärten sich in weitem Umfange zur Darlegung ihres Geschäfts- 
gebahrens bereit. Ihre Vertreter äusserten sich vielfach dahin, dass ihnen 
eine Darlegung der Verhältnisse nur angenehm sein könne, da sie geeignet 
sei, aufklärend und beruhigend zu wirken. Auf Grund des so ge- 
wonnenen Materials, soweit es nicht vertraulich mitgeteilt wurde und sich 
deshalb der Weitergabe entzieht, wird beabsichtigt, umfangreiche Er- 
hebungen vorzunehmen durch kontradiktorische Verhandlungen, bei denen 
Vertreter der Kartelle, darunter derjenigen, welche als Käufer der Er- 
zeugnisse anderer Kartelle in Frage kommen, sowie ihre Abnehmer, 
femer unabhängige Sachverständige beteiligt werden sollen. Die kontra- 
diktorischen Verhandlungen sollen in nächster Zeit beginnen. Der Kreis 
der zu beteiligenden Personen wird von Fall zu Fall bestimmt werden 
müssen und ist absichtlich weit ausgedehnt, weil sich die Wirkungen der 
Kartelle bis in die Reihe der fünften und sechsten Abnehmer erstrecken. 
Gegen den eingangs erwähnten Antrag bestehen, abgesehen von aus der 
Formulierung im einzelnen sich ergebenden technischen Unmöglichkeiten, 
auch wegen des geschilderten Standes der Untersuchungen ernste Be- 
denken, Bevor der Bundesrat EntSchliessungen fasst, muss Klarheit be- 
stehen über die Wirkungen der Kartelle, namentlich über den Einfluss, 
den sie zu Zeiten des wirtschaftlichen Niederganges auszuüben vermögen. 
T>ic Reichsverwaltung ist bestrebt, Untersuchungen über das Kartellwesen 
in der sorgfältigsten und nachdrücklichsten Weise vorzunehmen und hegt 
auch die Erwartung, dass die Enquete manche irrtümliche Auffassung 
über die Kartelle beseitigen und sowohl die wohlthätigen Wirkungen, wie 
die Auswüchse imd Missstände des Kartellwesens deutlicher erscheinen 
lassen werde. Zunächst ist das Ergebnis der Untersuchungen und Er- 
hebimgen abzuwarten. Es besteht die Absicht, die erzielten Resulsate 
in einer umfangreichen Denkschrift zu veröffentlichen, soweit es sich 
nicht um die Darlegung von Geschäftsgeheimnissen handelt, zu deren 
Preisgebung ein gewerbliches Kartell ebensowenig wie ein einzelner 
^Kaufmann gezwungen werden kann." 

Diese Erklärung schliesst sieh an diejenige an, die Posadowsky 
in der Reichstagssitzung vom 7. Dezember 1900 bei Gelegenheit der 
Besprechung der Interpellation Dr. Heim, Müller- Fulda (Nr. 84 der 
Drucksachen Kohlennot) abgab (vergl. Steinmann-Bucher, S. 30). 

Hirsch, Bechtl. Behandlung der Kartelle. 2 
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Am 5. März 1902 hat der preussische Minister für Handel und 
Gewerbe folgenden Erlass an die Regierungspräsidenten ergehen lassen: 

„Bei der zunehmenden Bedeutung des Karteilwesens erscheint es 
erwünscht, über die Bildung und Entwickelung wirtschaftlicher Kartelle 
sowie über deren Wirkungen thunlichst genau unterrichtet zu werden. 
Die Veranstaltung einer förmlichen Enquete über die einschlägigen 
Fragen empfiehlt sich zur Zeit aber nicht, weil dadurch unnötigerweise 
Beunruhigung in die beteiligten Kreise getragen werden würde. Aus dem 
gleichen Grunde erscheint es angezeigt, bei Sammlung des Materials von 
einer Befragung der Beteiligten zunächst abzusehen. Ich ersuche Sie 
daher, mir das amtliche, zu Ihrer Kenntnis gebrachte Material über Kar- 
telle ohne Umfrage in den beteiligten wirtschaftlichen Kreiselt mit thun- 
lichster Beschleunigung einzureichen und dabei, soweit möglich, für 
jedes einzelne Kartell, welches im dortigen Bezirke seinen Sitz oder 
eine Geschäftsstelle hat oder ohne solche Einrichtungen seinen Einf luss 
im Bezirke geltend macht, die in der Anlage bezeichneten Fragen zu 
beantworten. Von Mitteilungen über das Kali-, Kohlen-, Koks- und 
Roheisensyndikat kann vorläufig abgesehen werden. 

Der im Reichsamt des Innern ausgearbeitete Fragebogen, be- 
treffend das Syndikatswesen, lautet: 

1. Bezeichnung des Kartells, Sitz desselben. Wie gross ist die 
Zahl der Mitglieder? 

2. Wie gross ist die Zahl der von den syndizierten Untemehmem 
beschäftigten Arbeiter? 

3. Auf welche Erzeugnisse erstrecken sich die Bestimmungen des 
Kartellvertrages ? 

4. Wie gross ist die Menge und der Wert der syndizierten Er- 
zeugnisse? 

5. Aus welchen Gründen ist das Kartell errichtet worden? 

6. Zweck des Kartells (Preis Vereinbarung, Gebietseinteilung, Pro- 
duktionskontingentierung u. s. w.). 

7. Organisation des Kartells (unter Mitteilung der Satzungen, der 
Beschlüsse, der Verträge). 

8. Sind Vereinbarungen mit anderen inländischen oder auslän- 
dischen Kartellen getroffen worden, event. welcher Art sind diese Ver- 
einbarungen ? 

9. Hat die Entstehung des Kartells zur Bildung anderer Kartelle 
Anlass gegeben, z. B. von Kartellen der Rohstoff Produzenten oder der 
Abnehmer (unter Bezeichnung dieser Kartelle)? 

10. Hat das Kartell eine Verteuerung der Produktionskosten zu 
hindern vermocht? Welche Mittel sind zur Erreichung dieses Zweckes 
angewandt worden? 
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11. Ist das Kartell imstande gewesen, eine Ueberproduktion zu 
verhindern ? 

12. Haben die vom Kartell geforderten Preise der syndizierten 
Erzeugnisse gegen die Preise vor dem Bestehen des Kartells eine Aende- 
rung erfahren oder nicht oder ist eine Gleichmässigkeit erzielt worden? 
Inwieweit ist eine Einwirkung des Kartells auf die Gestaltung der Markt- 
preise erzielt worden? 

13. Wie gestalten sich die Absatz Verhältnisse der kartellierten Be- 
triebe? Ist eine Anpassung der Produktion an den Bedarf erzielt 
worden ? 

14. Welche Wirkung hat das Kartell auf die Konkurrenzfähigkeit 
der von ihm abhängigen Industrie ausgeübt? 

15. Findet seitens des Kartells ein Export, statt? Wie stellen 
sich die im Inlande verlangten Preise zu den Exportpreisen? 

16. Sind Exportprämien gewährt worden? An wen und in welcher 
Weise ? 

17. Sind die Dividenden und Kurse der bei Kartellen beteiligten 
Aktiengesellschaften, Gewerkschaften u. s. w. gestiegen oder nicht? 

18. Welche Mittel wurden angewandt, um den aussenstehenden 
Wettbewerb zu bekämpfen? 

19. Wie ist das Verhältnis der Kartelle zu ihren Abnehmern bezw. 
zu den Händlern geregelt? Sind mit denselben bestimmte Verträge 
abgeschlossen? Welcher Art sind dieselben insbesondere hinsichtlich 
der Absatzbedingungen und Preise? 

20. Sind Entschädigungen der in kartellierten Betrieben beschäf- 
tigten Personen bei Produktionseinschränkungen oder beim Auflassen 
von Betrieben einzelner, dem Kartell angehöriger Unternehmer vorgesehen ? 

21. Hat sich das Kartell auch eine Einwirkung auf die Arbeits- 
und Lohn Verhältnisse der in den kartellierten Betrieben beschäftigten 
Arbeiter zur Aufgabe gestellt? 

22. Welche Vereinbarungen sind in dieser Richtung unter den 
kartellierten Betrieben getroffen worden? 

23. Ist insbesondere versucht worden, die Arbeiterschaft von ge- 
wissen Arbeiterorganisationen (Gewerkschaften, politi^hen Parteien u. s. w.) 
fernzuhalten oder zum Austritt zu bestimmen? 

24. Welche Mittel der Einwirkung auf Arbeitnehmer sind bisher 
thatsächlich seitens des Kartells in Anwendung gekommen (Aussperrung 
aus den kartellierten Betrieben u. s. w.)? 

25. Welche Erfahrungen sind hinsichtlich der Einwirkung auf die 
Lohn- und Arbeitsverhältnisse der in kartellierten Betrieben beschäftigten 
Personen bisher gemacht, welche Erfolge sind damit erzielt worden?" 

Vgl. Ber. d. D, Reichst., X. Legisl.-P., IL Session, 207. Sitzung. 
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12) Bericht über die Verhandlungen des 26. De^utschen 
Juristentages. 

Dem 26. Deutschen Juristentage lagen zwei Gutachten vor, das 
eine von Professor Heinrich Wäntig in Greifswald, Bd. I, S. 63, das 
andere von Dr. Julius Landesberger in Wien, Bd. II. S. 294. 

Wäntig sieht in den Kartellen eine Erscheinungsform, die man 
kurzweg als den „Konzentration sprozess des Kapitals" bezeichnen könne. 
Es bestehe, die Gefahr, dass die Kartellierung „den tendenziösen Fall der 
Profitrate" aufhalte bezw. zu einer „Petrifizierung des Untemehmerein- 
kommens" führe. Zu befürchten sei eine monopolistische Gestaltung der 
Preisbildung, Ausnutzung der gesteigerten wirtschaftlichen Machtstellung 
der kartellierten Unternehmungen auf dem Arbeitsmarkte, Verbesserung 
der Produktionstechnik und der Absatzorganisation lediglich zu Gunsten 
der Unternehmer. Die Hauptgefahr liege darin, dass eine unberechen- 
bare Gewalt in die Hände von Männern gelangen könne, die ihrer 
wichtigen Aufgabe, wenn auch geschäftlich, unter Umständen nicht sittlich 
gewachsen seien. 

Unter Verwerfung der amerikanischen Gesetzgebung und des öster- 
reichischen Kartellgesetzentwurfes hält Wäntig ein Eingreifen für ge- 
boten, das die Selbsthilfe der beteiligten Kreise (Arbeiter und Konsumenten) 
anrege und begünstige und die Konkurrenz durch Publizität der Kartell- 
statuten und aller auf Preisfestsetzung, Verkaufs- und Absatzverhältnisse, 
Produktionsmengen bezüglichen Beschlüsse fördere! Unter Umständen 
sei zu erwägen, ob die Kartellierung in eine Verstaatlichung des be- 
treffenden Industriezweiges überzugehen habe. 

Das Landesberger'sche Referat, eine der glänzendsten Arbeiten 
auf dem Gebiete des Kartellwesens, beginnt mit einer Definition des 
Kartellbegriffes und einer Abgrenzung der einzelnen Arten (Pools, Ringe, 
Corners, Trusts). Er kommt zu dem Ergebnis, dass „das Trustproblem 
weder wirtschaftlich noch juristisch identisch sei mit unserem Kartell- 
problem, es umfasse vielmehr auch Probleme der Aktien- und Börsen- 
gesetzgebung**. 

Jeder legislative Versuch müsse bei Bestimmung des Kartellbegriffes 
von dem obersten Zweck der Kartellbildung (Erlangung einer möglichst 
monopolistischen Stellung auf dem Markte durch Beseitigung oder Be- 
schränkung des Wettbewerbes) ausgehen. 

Landesberger untereucht zunächst den Einfluss der Kartelle 
auf die Entwicklung der Produktionstechnik, sodann auf das Verhältnis 
der Produzenten zu den Konsumenten und endlich auf die Lage der Arbeiter. 

Er sieht in ihnen vielfach ein Mittel zur Verbesserung der Pro- 
duktionstechnik, durch das Kartell Verhältnis werde eine bestimmte Gleich- 
mässigkeit der Konjunktur für einen bestimmten Zeitraum garantiert, die 
Gewinne ermöglichten es dem Einzelnen , notwendige Reparaturen und 
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Neuinvestitionen vorzunehmen; stimulierend komme hierzu die Aussicht 
auf einen heissen Konkurrenzkampf bei Nichtemeuerung des Kartells. 

Mit Recht werde zwar darauf verwiesen, dass die Verbesserung 
der Produktionstechnik an Wert verliere, wenn ihre Resultate bloss dem 
Unternehmergewinne zu Gkite käme. „Allein das ist denn doch mehr 
eine Verzögerung denn eine Verhinderung des natürlichen Prozesses." 

Bezüglich der Preispolitik der Kartelle gelangt Landesberg er zu 
dem Ergebnisse, dass sie nur bei ungünstiger Konjunktur eine gewisse 
Preisstabilität eintreten lassen, die Gewinnmöglichkeiten günstiger Kon- 
junkturen jedoch voll und ganz in ihrem Interesse ausnützen. 

Landesberger fordert „Einrichtungen öffentlicher Art, um zu 
einer rechtzeitigen Erkenntnis der Uebelstande und (möglicherweise) ihrer 
Remedur zu gelangen.*' 

Ein günstiger Einfluss der Kartelle auf die materielle Lage der 
Arbeiter sei nicht zu bemerken, auch könne die in den Kartellen 
liegende latente Gefahr der Beeinträchtigung der Freiheit der Arbeiter 
nicht geleugnet werden. 

Nach Prüfung der österreichischen und amerikanischen Gesetz- 
gebung gelangt Landesberger zu dem Vorschlage verwaltungsrechtlicher 
Regelung der Kartelle. Seine Postulate sind: 
Unterstellung unter Staatsaufsicht. 
Oeffentliche Beurkundung der Kartellstatuten, Anzeigepflicht 

bezüglich deren Aenderungen. 
Einrichtung eines öffentlichen Kartellregisters. 
Festsetzung eines Minimalerfordemisses von Daten für jede 

Kartellvereinbarung. 
Anzeigepflicht bezüglich bestimmter Kartellbeschlüsse. 
Errichtung eines Kartellgerichtshofes mit bestimmt abzu- 
grenzenden Funktionen. 

Die Beratung der Kartellfrage wurde vom Plenum des Juristen- 
tages der III. (Strafrechts-) Abteilung überwiesen, „ohne" — wie der 
Vorsitzende erklärte — „damit der Frage zu präjudizieren, ob die Lösung 
des Problems auf strafrechtlichem Gebiete zu suchen sei. 

Erster Referent war Prof. Menzel, Wien. Er ging davon aus, 
dass in der Kartellfrage dreierlei Ansichten beständen: Die Anhänger 
der einen hielten die Kartelle für eine segensreiche Einrichtung, an der 
nicht gerüttelt werden dürfe; die Vertreter der anderen hielten die 
Kartelle für schädlich und ein Eingreifen des Staates für geboten, eine 
dritte Ansicht schliesslich gipfelte in dem Satze: „Laisser faire, laisser 
aller." Falsch sei vor allem die Ansicht, dass es sich um eine wirt- 
schaftspolitische, nicht um eine Rechtsfrage handele und dem Juristentag 
daher die „Einrede der Unzuständigkeit** entgegenstehe. Die Frage sei 
auch juristischer Natur, da es sich um zwei wichtige rechtsphilosophische 
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Ideen: die der persönlichen Freiheit und die des Gemeinwohls handele. 
Menzel erklärte die Kartelle für einen Fortschritt in der Organisation 
der Volkswirtschaft; man dürfe sie nicht unterdrücken, sondern müsse 
sie unter Staatsaufsicht stellen. Dazu sei die Heranbildung sachver- 
ständiger Staatsorgane — nicht aber etwa eines Kartellamtes — not- 
wendig. Die Privatkorporationen müssten sich mehr und mehr den 
öffentlichen Korporationen annähern. Der Staat müsse von ihnen Cautelen 
verlangen und erhalten. Wie im Staatsleben durch die Volksvertretung 
die Souveränität, so solle auch im wirtschaftlichen Leben die Souve- 
ränität geteilt werden, dann werde man sich der Ansicht Gn eist 's 
nähern, der gesagt habe: 

„Die egoistischen Interessen des Einzelnen müssen ihre 
Schranken finden an den ewigen Idealen des Staates." 

Menzel empfahl die Annahme folgender Resolution: 

I. Der Juristentag spricht seine Ueberzeugung dahin aus, dass für 
eine gesetzliche Regelung der Industriekartelle vorerst em- 
pfohlen wird 

a) die Einführung öffentlicher Kartellregister und 

b) die Statuierung einer Auskunftspflicht gegenüber der Staatsver- 
waltung von Seiten der kartellierten Unternehmer, ihrer Organe 
und Kommissionäre. 

II. Der Juristentag erklärt eine Reform der Gesetzgebung über die 
wirtschaftlichen Korporationen, insbesondere die Aktiengesell- 
schaften in der Richtung für wünschenswert, dass der Staats- 
verwaltung gegenüber diesen Körperschaften die Wahrung öffent- 
licher Interessen ermöglicht wird. 

Der Korreferent Landgerichtspräsident N entwich (Gleiwitz) erklärte 
sich gegen diese Vorschläge. Mit Ausnahmegesetzen — und um ein 
solches handele es sich — habe man oft trübe Erfahrungen gemacht.' 
Ein Anlass zum Einschreiten liege nicht vor, die Kartelle seien eine 
notwendige Entwickelung. Sollten die Missstände der Kartellbildung (die 
er nur als Kinderkrankheiten betrachte) dauernde sein, dann müsse der 
Gesetzgeber Massregeln ergreifen — nach dem Prinzip der Wucher- 
gesetzgebung: „Schutz der wirtschaftlich Schwächeren gegen Ausbeutung 
der wirtschaftlich Stärkeren." 

Den Glanzpunkt in der anschliessenden Debatte bildeten die Aus- 
führungen des österreichischen Sektionschefs Dr. Klein. 

Klein erblickt in den Kartellen eine natürliche Tendenz der Ent- 
wickelung. Er bekannte sich als Gegner von Repressalien und sprach 
sich eingehend gegen die geforderte Publizität aus. Jedoch dürfe die 
Gesetzgebung nicht die Hände in den Schoss legen; man dürfe nicht 
abwarten, bis die bereits vorhandenen Missstände sich zu ähnlicher Höhe 
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ausgewachsen, wie es in Amerika geschehen sei. Es sei Aufgabe dei 
Gesetzgebung, die neuen, vielleicht volkswirtschaftlich oder geschichtlich 
notwendigen Erscheinungen in Bahnen zu lenken, in denen sie ohne 
Gefährdung der Allgemeinheit sich bethätigten könnten. Das Mittel 
hierzu sei die Durchführung der allgemein anerkannten civilrechtlichen 
Grundsätze auf einem Gebiete, auf dem sie durch die Thätigkeit der 
Kartelle in bedenklicher Weise verdunkelt würden. Notwendig sei eine 
Ergänzungsgesetzgebung, also eine Special-, keine Ausnahmegesetzgebung, 
„die Kartelle sollen unter das gemeine Recht gestellt werden". 
Den nun vorgetragenen Leitsätzen Kulemann's: 
„I. Das Wesen der Kartelle besteht darin, dass sie durch Aus- 
schluss der Konkurrenz eine Erhöhung der Preise herbeizuführen suchen. 

II. Dieses Ziel ist grundsätzlich berechtigt und als volkswirtschaft- 
licher Fortschritt anzusehen; denn höhere Preise sind das einzige Mittel, 
um zu einer besseren Vergütung der Arbeit, d. h. der Thätigkeit sowohl 
der Unternehmer als der Arbeiter zu gelangen. 

III. Da sämtliche Produzenten zugleich Konsumenten sind, nicht 
aber umgekehrt, so wird der den Unternehmern und Arbeitern in ihrer 
Eigenschaft als Produzenten durch die Preissteigerung verschaffte Vorteil 
durch den sie in ihrer Eigenschaft als Konsumenten treffenden Nachteil 
freilich zum Teil, aber nicht in vollem Umfange ausgeglichen. Die Be- 
deutung der durch eine allgemeine Preissteigerung ermöglichten besseren 
Arbeitsvergütung besteht vielmehr überwiegend in der Verschiebung des 
Machtverhältnisses zwischen Kapital und Arbeit zu Gunsten der letzteren, 
insbesondere durch Herabsetzung der Kaufkraft des Geldkapitals. 

IV. Die einzige Gefahr der Kartelle besteht — abgesehen von 
der Verwerflichkeit einzelner der zuweilen angewendeten Mittel, gegen 
welche strafrechtlicher Schutz einzutreten hat, und abgesehen femer von 
der Gefahr einseitiger Begünstigung einzelner Produktionszweige, deren 
Beseitigung durch die gleichartige Organisation der beteiligten Industrien 
abzuwenden ist — vor allem darin, dass der durch die Preissteigenmg 
erlangte Vorteil nicht beiden Faktoren der Arbeit, nämlich Unter- 
nehmern und Arbeitern, gleichmässig zu teil wird, sondern einseitig den 
ersteren zufliesst. Dadurch wird nicht allein die Lage der Arbeiter- 
klasse, sondern zugleich auch diejenige des Mittelstandes beeinträchtigt. 

V. Die bisher zur Bekämpfung der Kartelle überwiegend vorge- 
schlagenen Mittel des Civilrechts, des Strafrechts und des Verwaltungs- 
rechts sind nicht allein praktisch unausführbar, sondern auch unberechtigt, 
da sie grundsätzlich die Unterdrückung oder wenigstens die möglichste Be- 
schränkung des Kartellwesens bezwecken. An Stelle dieser auf den un- 
mittelbaren Eingriff der Staatsgewalt abzielenden mechanischen Mittel 
ist vielmehr eine auf Erhaltung des wirtschaftlichen Gleichgewichts ge- 
richtete und auf die Eigenkraft der Beteiligten gestützte organische 
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Regelung zu empfehlen, die in der Begünstigung der gewerkschaftlichen 
Bestrebungen der Arbeiter, insbesondere soweit sie auf Erhöhung des 
Arbeitslohnes gerichtet sind, zu sehen ist. Die gesteigerte Kaufkraft der 
Arbeiterklasse wird zugleich dem gewerblichen Mittelstande und der 
Landwirtschaft zu gute kommen", wurde keine weitere Folge gegeben. 
Es wurden femer folgende Anträge gestellt: 

1. Boyens. 

,,Es empfiehlt sich, überhaupt oder mit Beschränkungen gegen- 
über solchen Unternehmungen, welche thatsächlich mono- 
polistischer Natur sind, den Kontrahienmgszwang einzu- 
führen." 

2. Thumin. 

„Die Gültigkeit von Kartellverträgen wird anerkannt, wenn 
diese ihrem vollen Inhalte nach in das Kartellregister ein- 
getragen werden. Die Mitglieder eines Kartells, dessen 
Organe imd Kommissionäre sind für die staatlichen Aufsichts- 
organe zur Auskunftserteilung verpflichtet. Die Revision des 
Gesetzes bezüglich wirtschaftlicher Korporationen ist wünschens- 
wert." 

3. Seh er er. 

„Die Möglichkeit des Konkurses eines Kartells ist zu prüfen. 
Diese Möglichkeit lässt erkennen, dass die Staatsaufsicht auch 
im Interesse der Mitglieder des Kartells liegt." 

4. Simon. 

„Der Juristentag erachtet eine gesetzliche Regelung des 
Kartellwesens zur Zeit als nicht angezeigt". 
In der Debatte traten neue Gesichtspunkte nicht hervor. Die 
Versammlung war in zwei Lager geschieden: „Hie Menzel — hie 
N entwich". Unter Ablehnung aller Anträge wurde schliesslich mit 
geringer Majorität die MenzeTsche These Ib angenommen und be- 
schlossen, die Kartellfrage vor das Plenum des Juristentages zu bringen. 
Dort wurde der Beschluss gefasst, die Frage, da sie noch nicht 
genügend geklärt sei, dem nächsten Juristentage zur Beratung und Be- 
schlussfassung zuzuweisen. 

13. Der Referent Dr. Wendlandt empfahl nachstehende Re- 
solution: 

„Die Generalversammlung des Bundes der Industriellen er- 
blickt in den Industriekartellen eine unvermeidliche Ent- 
wickelungsstufe des Wirtschaftslebens. Sie erscheinen berufen, 
die Gütererzeugimg dem Bedarfe anzupassen imd einem 
planlosen Unterbieten, dessen Begleiterscheinung eine Ver- 
schlechterung der Erzeugnisse zu sein pflegt, vorzubeugen. 
Ihr wirtschaftlicher Vorteil kann daher nicht bestritten werden. 
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sofern sie nicht als ein Mittel zur Ausbeutung abhängiger 
Konsumenten, sondern zur Regelung der Produktion zwecks 
Erzielung einer angemessenen Preislage, namentlich aber auch 
zu einer Verminderung der Gestehungskosten imd zur Ver- 
besserung der Fabrikate angewendet werden. Die Fertig- 
industrie im besonderen, welche sich grossen Rohstoffkartellen 
gegenüber in der Abwehr befindet, muss in deren gegen- 
wärtiger Uebermacht imd den sich daraus ergebenden Aus- 
wüchsen allerdings einen Missstand erblicken, der Massregeln 
zur Herbeiführung eines wirtschaftlichen Gleichgewichtes not- 
wendig erscheinen lässt." 
Als Massregeln gegen den Missbrauch, den die Kartelle mit ihrer 
Macht treiben, empfahl der Referent (nach Zeitungsberichten) vor allem 
die Selbsthilfe durch Gegenzusammenschlüsse und staatliche Verwaltimgs- 
massregeln durch Staatsaufsicht und Intervention des Staates im gegebenen 
Falle, wie dies in Oesterreich geplant. Für den Zusammenschluss aller 
durch Kartelle, insbesondere der Rohstoff- und Halbfabrikate, bedrohten 
Industriellen empfahl der Referent den Beitritt zum Bund der Indu- 
striellen. Die Resolution fand nach kurzer Debatte einstimmige An- 
nahme mit der redaktionellen Aenderung, dass statt des Wortes „un- 
vermeidliche" natürliche Entwickelungsstufe gesetzt werde. 

14) Zusammenstellung der bestehenden Kartelldefini- 
tionen. 

Brentano, lieber die Ursachen der heutigen socialen Not, S. 23: 
Vereinigungen von Produzenten, um durch planmässige An- 
passung der Produktion an den Bedarf einer Ueberproduk- 
tion und den sie begleitenden Folgen: Preissturz, Bankerott,. 
Kapitalentwertung, Arbeiterentlassung und Brotlosigkeit, vor- 
zubeugen. 

Brentano, Mitt. d. Gesellsch. österr. Volksw., I. Jahrg., S. 78: 

Koalitionen von Produzenten zur Hochhaltung ihrer Pro- 
dukte. 

Voigt, Sociale Praxis, IV, Nr. 49: 

jede vertiagsmässige, über blosse Preiskonventionen hinaus- 
gehende und daher eine komplizierte Satzung und Organi- 
sation erfordernde Vereinigung von Unternehmern zimi 
Zweck, die Konkurrenz derselben beim Absatz ihrer Pro- 
dukte zu beschränken. 
. Philippovich, Grundriss der polit. Oekonomie, S. 145: 

Vereinigimg von Unternehmern zum Zweck gemeinsamer 
Regelung der Produktion und des Absatzes entweder in 
einzelnen Teilen oder in vollständiger gemeinschaftlicher 
Verbindung. 
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Pohle, S. II : 

Die auf dem Wege des freien Vertrages entstandenen Ver- 
einigungen von Wirtschaftssubjekten gleicher oder verwandter 
Berufe, welche in einer auf dem System der freien Kon- 
kurrenz beruhenden Volkswirtschaft durch die aus der Ein- 
schränkung des freien Wettbewerbs unter den Beteiligten 
hervorgehende monopolistische Beeinflussung der Markt- 
verhältnisse den grösstmöglichen Vorteil für ihre Mitglieder 
zu erreichen suchen. 

Grunzel, S. 12 : 

Eine auf dem Wege freier Uebereinkunft geschaffene Ver- 
einigung von selbständigen Unternehmungen mit gleicher 
Interessengemeinschaft zum Zwecke gemeinsamer Regelung 
der Produktion und des Absatzes. 

Schöneberg, II, S. 724: 

freie Vereinigungen grosser Unternehmer desselben Gewerbe- 
zweiges zur Sicherung des Absatzes und angemessener Preise 
bezw. auch der Ermässigung ihrer Produktionskosten. 

Lief mann, S. 17: 

Vereinigimg von Unternehmern, welche die wirtschaftliche 
Thätigkeit ihrer Mitglieder, die im übrigen selbständig bleiben, 
in einem bestimmten Punkte regelt und durch eine gegen- 
seitige Verpflichtung aller Beteiligten, den gemeinsamen Ab- 
machungen gemäss zu handeln, zustande kommt. 

Lehr, PoHtische Oekonomie, S. 70: 

vertragsmässige Vereinbarungen, welche Konkurrenten zu dem 
Zweck abschliessen, sich durch gemeinsames Vorgehen auf 
dem Markte, durch Festsetzung einer nicht zu überschreiten- 
den Verkaufsmenge etc., insbesondere einer untersten Preis- 
grenze, unter der nicht verkauft werden darf, gegen ihnen 
schädliche Folgen der Konkurrenz zu schützen. 

Landesberger, 26. D. Juristentag, II, S. 296: 

Mehrere selbständige Unternehmer der gleichen oder ver- 
wandter Branchen vereinigen sich mittels Vertrages zu Kar- 
tellen, um gemeinschaftlich, aber ohne Preisgebung ihrer 
formalen, rechtlichen Selbständigkeit durch Beschränkung 
oder Beseitigung des unter ihnen bestehenden freien Wett- 
bewerbes die Marktverhältnisse zu ihrem Vorteile womöglich 
bis zur Erzielung einer faktischen Monopolstellung zu be- 
einflussen. 

Fridrichowicz, Zeitschr. f. d. ges. Staatswissenschaft 51, S. 635: 
Freie Vertrags- oder korporationsmässige Vereinigungen von 
beschränkt selbständig bleibenden Unternehmungen eines und 
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desselben oder auch mehrerer, dann jedoch verwandter und 
auf einander angewiesener Geschäftszweige mit dem Zweck, 
durch gemeinsames Vorgehen die wirtschaftliche Lage wo- 
möglich des ganzen Geschäftszweiges oder doch der im 
Kartell vorhandenen zu heben. 

Bücher, Schriften des Vereins für Sozialpolitik 6i, S. 145: 
(Berdrow, S. 11; Wäntig, D. Juristentag, I, S. 63): 

Jede vertragsmässige Vereinigung von selbständigen Unter- 
nehmungen, welche den Zweck verfolgt, durch dauernde 
monopolistische Beherrschung des Marktes den höchstmög- 
lichen Kapitalprofit zu erzielen. 

Kl ein Wächter, Die Kartelle, S. 126: 

Uebereinkommen der Produzenten und zwar der Unter- 
nehmer der nämlichen Branche, deren Zweck dahin geht, 
die schrankenlose Konkurrenz der Unternehmer untereinander 
einigermassen zu beseitigen und die Produktion mehr oder 
weniger derart zu regeln, dass dieselbe wenigstens annähernd 
dem Bedarfe angepasst werde. 

K oh 1er, Archiv f. bürgerl. R., V, S. 235: 

. . eine gewerbliche Koalition mehrerer Produzenten dahin- 
gehend, dass Waren nur zu bestimmten Bedingungen ver- 
kauft und dass Arbeitsverträge nur mit bestimmtem Inhalt 
abgeschlossen werden sollen. 

Hitschmann, S. 5: 

Vereinigungen von Unternehmern desselben Produktions- 
zweiges, welche den Zweck haben, durch ein solidarisches 
Vorgehen, welcher Art immer, insbesondere durch mono- 
polistische Beherrschung des Marktes, die wirtschaftliche Lage 
der vereinigten Unternehmer günstigter zu gestalten. 

Denkschr. d. Grossh. Handelskammer Offenbach, S. 4: 

Vereinbarungen unter den beteiligten Unternehmern zu dem 
Zwecke, wenigstens einigermassen lohnende Preise zu halten 
und, wo sie schon verloren gegangen sind, wieder zu erzielen. 

Oesterr. Entwurf eines Kartellgesetzes: 
§ I. Verbindung selbständiger Unternehmer zu dem Zwecke, um 
durch solidarisches Vorgehen; insbesondere durch ein verständ- 
liche Beschränkung oder Beseitigung des freien Wettbewerbes 
auf die Produktions-, Preis- oder Absatzverhältnisse (der be- 
treffenden Erwerbszweige) bestimmend einzuwirken. 

S. 9. Untemehmerverbände zu dem Zwecke, um schädliche Wir- 
kungen des freien Wettbewerbes abzuschwächen oder zu be- 
seitigen und an deren Stelle durch einverständliches, solida- 
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risches Vorgehen der Verbandsmitglieder eine für diese 
möglichst günstige Gestaltung der Produktions-, Preis- oder 
Absatz Verhältnisse der betreffenden Erwerbszweige zu setzen. 

Klein Wächter, Handwörterbuch d. Staatswissensch., V, S.39: 

Verbände von Unternehmern derselben Branche, deren Zweck 
dahin geht, durch ein gewisses solidarisches Vorgehen der 
Genossen die gegenseitige Konkurrenz einzudämmen oder 
gänzlich auszuschliessen, um auf diese Weise die wirtschaft- 
liche Lage der betreffenden Unternehmer bezw. der be- 
treffenden Geschäftsbranche günstiger zu gestalten. 

Rousiers, S. 125: 

le cartel est une association de producteurs, par laquelle 
ceux-ci s'entendent ensemble pour limiter la concurrence, 
qu'ils se fönt. 

Vergl. Calwer, S. 39. 

15) Vgl' Deutsche Juristenzeitung, VII, S. 253. 

16) Vom lat. „Charta", französisch „cartel" = Vertrag zwischen 
kriegsführenden Mächten. 

17) Vgl. Schriften d. Ver. f. Sozialpol., Bd. LXI, S. 145. 

18) Schriften d. Ver. f. Soc.-Pol, Bd. LXI. S. 24; vergl. ebenda, S. 5 : 
Im Gegensatz zum „Kartell" ist der „Trust" eine Verschmelzung 

von Unternehmungen zu einer Kollektivuntemehmung, eine Fusion, bei 
der die Selbständigkeit der einzelnen grundsätzlich aufgehoben ist. Der 
Trust verhält sich — wie Kleinwächter zutreffend schreibt — zum 
Kartell, wie der Einheitsstaat zum Staatenbund. Vergl. hierüber Landes- 
berger, Verhandl. des 26. Deutschen Juristentages, Bd. II, S. 300; 
Kleinwächter im Handw.-B. d. Staatswissensch. V, S. 42; vergl. Jen ks 
a. a. O.; Schöneberg 1. c. S. 725; Rousiers, S. 119; Arch. f. soc. 
Gesetzgeb. u. Stat., Bd. II, S. 383, Bd. XVII, S. 281; Jahrb. f. Ge- 
setzgeb. u. Ven^\, Bd. XV, S. 468, 480; Katzenstein 1. c. 

In Deutschland ist die Trustbildung noch nicht hervorgetreten. 

In No. 800 de 1902 schreibt allerdings die Kölnische Zeitung: 
„Es liegt nahe, dem Gedanken näher zu treten, ob nicht, ähnlich wie 
in anderen Industriezweigen, den Übeln Folgen eines über jedes Mass 
hinausgehenden wilden Wettbewerbs durch gegenseitige Verständigung 
und durch festen Zusammenschluss der einzelnen Gesellschaften vorge- 
beugt werden kann. Der Pflicht, diese Frage eingehend zu prüfen, 
werden sich die Leiter unserer grossen Elektrizitätsgesellschaften und 
die ihnen nahestehenden Banken nicht entziehen können, wenn sie nicht 
wollen, dass die gesammte Elektrizitätsindustrie auf Jahre hinaus einem 
schleichenden Krankheitsprozess anheimfällt. Dabei dürfte sich jedoch sehr 
bald herausstellen, dass ein Zusammenschluss der verschiedenen in erster 
Linie in Frage kommenden Unternehmungen in der Form eines Syn- 
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dikats, etwa nach dem Muster der Verbände in der Kohlen- und Eisen- 
industrie, nicht möglich ist. Die Erzeugnisse der Elektrizitätsindustrie 
sind eben so ausserordentlich mannigfaltig und selbst bei gleicher Zweck- . 
bestimmung doch wieder so sehr voneinander verschieden, dass sich ein- 
heitliche Grundlagen für die Preisbemessung von Waren und Leistungen 
nicht schaffen lassen. Soll also ein Zusanunenschluss herbeigeführt wer- 
den, so wird er nur dadurch möglich sein, dass eine geldliche Interessen- 
gemeinschaft zwischen den einzelnen Unternehmungen herbeigeführt odei 
dass mit andern Worten ein Trust in irgend einer Form geschaffen wird. 
In dieser Richtung werden sich denn auch die Vereinigungsbestrebungen 
in der Elektrizitätsindustrie' voraussichtlich bewegen, wenn auch zunächst 
wohl nicht daran zu denken ist, dass sämtliche Gesellschaften unter einen 
Hut gebracht werden könnten. Immerhin aber dürften sich über kurz 
oder lang einige Gruppen fester zusammenschliessen. An Bemühungen 
nach dieser Richtung hin hat es bisher nicht gefehlt, denn abgesehen 
davon, dass in letzter Zeit die Lahmeyer-Gesellschaft und die Schuckert- 
Gesellschaft mit ihren sogenannten Trustgesellschaften verschmolzen wor- 
den sind, tauchte schon im Jahre 1898 der Plan auf, die Aktiengesell- 
schaft Ludwig Löwe & Co. mit der Schuckert - Gesellschaft und die 
Kontinentale Gesellschaft für elektrische Unternehmungen in Nürnberg 
mit der Gesellschaft für elektrische Unternehmungen in Berlin zu ver- 
schmelzen. Dieser Plan stand unmittelbar vor seiner Verwirklichung, als 
er im letzten Augenblick noch an der Starrköpfigkeit einzelner Persönlich- 
keiten scheiterte. Etwa zu Beginn des laufenden Jahres tauchte dann 
der Plan auf, eine engere Interessengemeinschaft zwischen der Allge- 
meinen Elektrizitätsgesellschaft und der Schuckert - Gesellschaft herbeizu- 
führen, aber auch dieser Plan ist nach monatelangen Verhandlungen jetzt 
als endgültig gescheitert anzusehen. Damit sind aber die Bemühungen, 
eine Verständigung zwischen den verschiedenen Gesellschaften herbeizu- 
führen, nicht abgeschnitten, vielmehr sind, wie uns geschrieben wird, 
neuerdings derartige Verhandlungen aufgenommen worden, die darauf 
hinzielen dürften, eine Annäherung zwischen der Allgemeinen Elektrizitäts- 
gesellschaft und der Union Elektrizitätsgesellschaft herbeizuführen. In- 
wieweit diese Verhandlungen von Erfolg begleitet sind, bleibt abzuwarten. 
Sollte es zu einer Annäherung kommen, so würde das jedenfalls nur 
einen Schritt auf dem Wege weitem Zusammenschlusses unserer Elek- 
trizitätsindustrie bedeuten, denn dass das Bedürfnis gegenseitiger An- 
lehnung und Verständigung noch bei einer ganzen Reihe von Gesell- 
schaften vorhanden ist, lässt sich nicht bestreiten." 

Diese Frage ist — wie Landesberger zu Recht ausführt — 
nicht identisch mit der Kartellfrage, ihre Lösung liegt vielmehr auf 
aktien- und börsenrechtlichem Gebiete. 
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19) Die MenzeFsche Scheidung in Schutz- und Monopolisierungs- 
kartelle ist theoretisch jedenfalls richtig und unbedenklich. Praktisch 
wird es sich allerdings in der Regel um letztere handeln, da erfahrungs- 
gemäss die mit Schutztendenz gegründeten Kartelle regelmässig nach 
kurzer Zeit sich in Monopolisierungskartelle verwandeln. 

20) Dies thut u. a. Berdrow, S. 11; Hitschmann, S. 5 („Ge- 
legenheits- und Gewohnheitsdiebe"!): 

Eine theoretische Abgrenzung der Begriffe „Kartell" und 
„Ring** ist äusserst schwierig (s. Menzel a. a. O. S. 25). 
„Ringe sind Vereinigungen von Spekulanten oder Händlern, 
um durch Aufkauf der Vorräte einer Ware und Erzeugung 
eines Mangels beim Waarenvertrieb eines Monopols Ge- 
winn zu erzielen". 
Vgl. Handw. d. Staatswissensch. V, S. 43; Berdrow, S. 11; 
Landesberger 1. c. S. 299; Grunzel, S. 15; Meyer, 
S. 294; Stieda, Schriften d. Ver. f. Soc.-Pol., Bd. LXI, S. 4; 
Jahrb. f. Gesetzgeb. u. Verw., XV, S. 243. 

Die Grenzen fliessen in einander und es mag von einem 
Versuche strengerer Abgrenzung abgesehen werden, da — wie 
der österr. Kartellgesetzentwurf S. 12, Abs. 2 zu Recht aus- 
führt — die Regelung des vorliegenden Specialgebietes beide 
Erscheinungsformen der Kartellierung, die Ringe und die Kar- 
telle, umfassen muss. 

21) Cf. Verh. d. Centr.-Verb. D. Industr. 1. c. S. 207; 
Grunzel a. a. O. S. 23. 

Vgl. dagegen Stieda 1. c. S. 8 über die Kartellbildung in 

der Walzwerkindustrie. 
Vgl. Sehr. d. Ver. f. Soc.-Pol., Bd. LX, S. 43; 
Brömel in „Nation" 1902, S. 771 über das Tafelglashütten- 

Kartell 
Ein typisches Beispiel ist das Soda- Kartell, vergl. Goldstein, 

S. 99 Abs. 2, 

22) Schriften d. Ver. f. Soc.-Pol., Bd. LXI, S. 187. 
Vgl. österr. Kartellgesetzentwurf, S. 13. 

23) Bahr in Grenzboten H, 1886; Eberstadt, S. 8; Ber. d. fr. 
D. Hochsch. 1. c. S. 221; Grunzel, S. 221: Nation 1902, S. 662; 
Rousiers, S. 126. 

24) Cf. Stieda 1. c. S. 7; Pohle, S. 71; Rousiers, S. 276. 

25) Cf. Grunzel, S. 33. 

26) Cf. Grunzel, S. 29. 

i-j) Arch. f. Gesetzgeb. u. Stat., HI, S. 515. 
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28) „C'est rarticle courant, le Massen - Artikel des AUemands", 
Rousiers, S. 277; Schmoller's Jahrb., 1901, IV, S. 6; Pohle, 
S. 71 ff.; Monatsschr. f. Handelsr. u. Bankw., 1902, S. 190. 

29) Ueber den Einfluss der Schutzzölle s. d. verschiedenen An- 
sichten: Pohle, S. 66; Berdrow, S. 14; Nation 1902, S. 675; 
Rousiers, S. 133, 273; Mitt. d. Centr.-Verb. D. Ind., S. 209; 
Grunzel, S. 31; Arch. f. soc. Gesetzgeb. u. Stat. III, S. 496; Jahrb. 
f. Nat.-Oek. u. Stat, XXIV, S. 369, Anm. 160/ 161; May, S. 25. 

30) Zur Morphologie der Kartelle. 
Menzel klassifiziert (S. 26 ff.) 

I. nach dem Inhalte der Beschränkungen 

a) Preiskartelle, b) Produktionskartelle, 

c) Absatzkartelle, d) Beteiligungskartelle; 

II. nach den Mitteln zur Erreichung des ökonomischen Zieles 

1. Kartelle, beruhend auf reinem Vertrag, 

2. organisirte Kartelle, insbesondere mit gemeinschaftlicher Ver- 
kaufsstelle und zwar 

a) die Verkaufsstelle ist nur Vermittler der Aufträge, der 
Unternehmer wird selbständig verpflichtet; 

b) die Verkaufsstelle schliesst im Namen des Verbandes ab, 
überträgt Aufträge jedoch an die einzelnen Unternehmer; 

c) sie schliesst im Namen des Verbandes ab und der Ver- 
band wird verpflichtet; 

d) sie ist Kommissionär im Sinne des Handelsgesetzes. 
Vgl. Landesberger a. a. O. S. 322. 

Nach Philippovich 1. c. (vgl. Weisskirchner, S. 5) treten 
folgende Formen des Kartells besonders hervor: 

1. Gemeinschaftliche Verabredungen über untergeordnete Beding- 
ungen des Verkaufes, z. B. über Zahlungs- und Lieferfristen. 

2. Lose Vereinbarungen über die Preise ohne bindende Erklärung 
der Einzelnen oder ohne Festsetzung einer Konventionalstrafe für die 
Uebertretung der Vereinbarung. 

3. Als dritte Form erscheinen die Preis Vereinbarungen mit bindender 
Verpflichtung, wozu sich dann 

4. noch die Regelung der Produktion gesellt; 

5. als entwickeltste Form tritt die eingehende Regelung von Pro- 
duktion und Absatz du/ch besondere Abmachung zu Tage. Vgl. Landes- 
berger 1. c. S. 308. 

Lief mann unterscheidet S. 42: 

I. Verbände der Unternehmer als Abnehmer: 
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1. gegen die Arbeiter zum Zwecke gemeinsamer Preis- und 
Nachfragepolitik, 

2. gegen die Rohstoffproduzenten etc. zum Zwecke gemeinsamer 
Preis- und Nachfragepolitik. 

II. Verbände der Unternehmer als Anbieter, Kartelle 

A. niederer Ordnung, beschränkende Kartelle; 

1. zum Zwecke gemeinsamer Angebotspolitik: 

Angebots- oder Produktionskartelle, 

2. zum Zwecke gemeinsamer Monopolisierungspolitik: 

Gebietskartelle, 

3. zum Zwecke gemeinsamer Preispolitik: 

Preiskartelle ; 

B. Kartelle höherer Ordnung, verteilende Kartelle, Kontingen- 
tirungen : 

1. zum Zwecke gemeinsamer Angebotspolitik: 

Angebotskontingentierungen, 

2. zum Zwecke gemeinsamer Monopolisierungspolitik; 

N achfragekontigentierungen, 

3. zum Zwecke gemeinsamer Preispolitik: 

Gewinnkontingentierungen. 

Vgl. darüber Handwörterb. d. Staatswissensch., V, S. 39; Pohle, 
S. 14; Landesberger 1. c. S. 309 ff.; Grunzel 1. c. S. 37. 

Als besondere- Arten der Kartelle zur Regelung des Angebots 
unterscheidet Grunzel, S. 38: A. Kartelle zur Regelung der Verkaufs- 
T^edingungen (Konditionenkartelle), B. Kartelle zur Regelung der Ver- 
kaufspreise (Preiskartelle), C. Kartelle behufs Einschränkung der Pro- 
duktion in den Einzelbetrieben (Reduktionskartelle), D. Kartelle behufs 
Aufteilung der Absatzgebiete (Rayonierungskartelle), E. Kartelle behufs 
Einschränkung der Gesamtproduktion (Kontingentierungskartelle), F. Kar- 
telle behufs Centralisierung des Gesamtverkaufs oder des Inlandsverkaufs 
-(Verkaufskartelle), G. Kartelle zur Regelung des Auslandsverkaufs (Aus- 
fuhrkartelte). 

Vergl. darüber Nation 1902, S. 772. 

Pohle unterscheidet nach den Kartellierungsmitteln, S. 20: 

I. Die Preisvereinbarung, 2. die Verteilung der Absatzgebiete 
bezw. der Kundschaft, 3. die Produktionskartellierung, 4. die Gewinn- 
ausgleichung, 5. die Betriebskartellierung. Cf. Landesberger, 1. c, 

s. 309. 

Ueber die Arten der bestehenden Kartelle vergl. Jahrb. f. Gesetz- 
geb. u. Verw., XV, S. 237 — 274, eod. 464; Landesberger, S. 310; 
Grunzel, S. 289. 

31) Ueber Wirkungen der Kartelle vergl. B er drow, S.67; Bren- 
tano, S. 26; Rousiers, S. 166; Schmoller's Jahrb. 1902, II, S. 207; 
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1901, IV, S* 7; Hückinghaus, S. 29; Grunzel, S. 113; Handw. 
d. Staatswissensch., V, S. 42; Eberstadt, S. 29; Hitschmann, S. 9; 
Arch, f. Stat. u. Gesetzgeb., III, S. 520; Sinzheimer, S. 170; Landes- 
berger, S. 325; Pohle, S. 86; Liefmann, S. 151; Meyer, 
S. 301; Denkschr. d. Grossh. Handelskammer zu Offenbach a. M.; 
Denkschr. d. Ver. f. d. bergbaul. Interessen; Ber, d. fr. d. Höchst, S. 228; 
Zeitschr. f. d. ges. Staatswissensch., Bd. LI, S. 646; von Tageszeitungen 
vergl. z. B. Köln. Volkszeitung, 1902, Nr. 868, 897, 900; Neue Freie 
Presse 1902, Nr. 13652; Frankf. Ztg. 1901, Nr. 358, 1900, Nr. 341; 
Eulen bürg, Jahrb. f. Nat.-Oek. .u. Stat, 3. F., Bd. XXIV, S. 361 ff., 
insbes. S. 368, 371; Nation 1902, S. 403, 660, 675; Steinberg 
(Cohn), S. 13; Steinberg (M. u. W.), S. 19; Lotz (M. u. W.), 
S. 15; Calwer, S. 28.; Jahrb. f. Gesetzgeb. u. Verw., Bd. XV, S. 485 ff.; 
Vogelstein, S. 66 ff., 86. 

32) Entsch. d. R.G. in Civ.-S., Bd. XXXVIII, S. 157. 

33) S. 14. 

34) Ueberblick über die ausländische Gesetzgebung. 
Bezüglich der ausländischen Gesetzgebung sei folgendes bemerkt: 

1. In Oesterreich enthält § 4 des Gesetzes vom 7. April 1870 
(R.G.B1. 1870, XIV. Stück, Nr. 43) folgende Bestimmung: 

„Die in §§ 2 und 3 enthaltenen Bestimmungen (Rechts- 
unwirksamkeit, Strafbarkeit) finden auf Verabredungen von 
Gewerbsleuten zu dem Zwecke, um den Preis einer Ware 
zum Nachteile des Publikums zu erhöhen, Anwendung." 
Durch diese Bestimmungen des Koalitionsgesetzes werden, 
wie Menzel 1. c. S. 39 ausführt, alle Kartell Verabredungen 
getroffen. 

Gleichwohl ist dasselbe fast nie angewendet worden 
und dies — wie der östereichische Kartellgesetzentwmrf S; 24 
anführt — hauptsächlich darum, „weil durch das übliche 
Mittel der Schiedsgerichte eine Rechtsdurchsetsung trotz der 
civilrechtlichen Ungültigkeit der Verträge erreichbar ist" (vergl. 
auch Menzel, S. 40 über Vereinsbildungen). Cf. Landes- 
berger S. 351. 

2. In Nordamerika sind in den Jahren 1888 — 90, insbesondere 
durch das Bundesgesetz (Sherman-Acte) vom 2. Juli 1890, 
alle auf Monopolisierung und willkürliche Preisbildung ge- 
richteten Vereinbarungen der Unternehmer als „conspiracy** 
und strafbar erklärt worden; den Geschädigten wurde ein 
Schadensersatzanspruch gegeben. 

Diese Bestimmungen haben sich als unwirksam er- 
wiesen; einmal wurden sie als verfassungswidrig und ungültig 
erklärt, femer haben sie die Bildung von Trusts nicht ge- 

. Hirsch, Rechtl. Behandlung der Kartelle. 3 
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hindert, sondern gefördert. (Jenks, S. 218: „A study of 
these Statutes and of the decisions of our courts of last resort 
which have been made under them, will show that they 
bave had comparatively little, practically no effectj as regards 
the trend of our industrial development'*.) Vergl. Jenks, 
S. 217 ff.; Menzel, S. 42; Pohle, S. 130; Wäntig, 
S. 66; Sehr. d. Ver. f. Socialpol., Bd. LX, S. 132. 

3. In Frankreich ist die Kartellbildung unter Umständen gemäss 
Art. 419 Code penal strafbar; doch wird darüber gestritten, 
ob diese Bestimmung „ausser Uebung gekommen sei oder 
doch mit der neueren Gesetzgebung, insbesondere mit dem 
Gesetze vom 21. März 1884 über die Syndicats profes- 
sionnels in Widerspruch stehe" (Menzel, 1. c, S. 41; 
Grunze 1, S. 153). Wie dem auch sei, die Bestimmung 
hat jedenfalls die Bildung von Kartellen nicht gehindert 
(Rousiers, S. 183; Oesterr. Kartellgesetzentwurf, S. 22). 
Vergl. Jay, Arch. f. soc. Gesetzgeb. u. Stat.,, Bd. IV, S. 403 
(über Ges. v. 21. März 1884); Lexis, Bd. XVII, d. Sehr, 
d. Ver. f. Socialpol. Civilrechtlich kommen die Bestimmungen 
der §§ 1131, 1133 Code civil in Betracht. 

§ 1131 bestimmt: 
„Eine Verbindlichkeit, die auf .... einem unerlaubten 
Grunde beruht, kann keine Wirkung hervorbringen." 

§ 1133: 
„Der Grund der Verbindlichkeit ist unerlaubt, wenn er . . . 
der öffentlichen Ordnung zuwider ist." 
Diese Bestimmungen sind jedoch , wie Menzel, 1. c. 
hervorhebt, von geringer praktischer Tragweite, weil sie durch 
Erlegen von Kautionen oder Unterstellung des Kartells unter 
die handelsrechtlichen Gesellschaften illusorisch gemacht 
werden können und gemacht werden. 

4. Ueber die englische Gesetzgebung vergl. Landesberg er. 
S. 356 und die dort Citierten. Vergl. femer. Stephens, 
New Commentaries on the laws of England, Bd. IV, S. 274; 
vergl. femer Menzel 1. c. S. 42; Cohn im Arch. f. soc. 
Gesetzgeb. u. Stat., Bd. VIII, S. 408. 

5. Uj>er die italienische Gesetzgebung vergl. Art. 293, 326, 
St.G.B. vom 30. Juni 1889. 

6. Ueber die russische Gesetzgebung vergl. Handw. d. Staats- 
wissensch., V, S. 43. 

Weder in diesen, noch, soweit ersichtlich, in anderen 
Gesetzen findet sich ein wirksames Mittel gegen die Gefahren 
und Auswüchse des Kartellwesens. 
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34a) Ueber § 152 Gew.-O. vergl. insbes. Entsch. d. R. G. vom 
22, Febr. 1899, Seuff. Arch., Bd. LIV, No. 241; Entsch. d. R. G. v. 
2^]. Nov. 1901, Arch. f. gewerbl. Rechtspfl. III, S. 232. 

35) Vergl. Gruchot, Bd. XLI, S. 784; D. Jur. Ztg. 1899, S. 47; 
Kohler 's Archiv, Bd. V, S. 218. Vergl. auch den Aufsatz v. Ravit, 
Arch. f. d. civ. Praxis, Bd. LVIII, S. i, insbes. S. 64. Festgabe für 
Dernburg, S. 151; Landesberger, S. 351. 

36) Vergl. D. Jur.-Ztg. 1902, S. 254, wo auch das Anwendungs- 
gebiet für § 138, 826 B. G. B. zutreffend abgegrenzt wird. Monatsschr. 
f. Handelsr. u. Bankwesen 1902, S. 190. 

37) Deliktsobligationen, S. 42/43. 

38) Vgl. Eccius bei Gruchot, Bd. XLI, S. 735. 
38 a) Vergl. Unlauterer Wettbewerb 1902, S. 25. 
38b) Vergl. Unlauterer Wettbewerb 1902, S. 84. 

39) Vorschläge auf volkswirtschaftl. Gebiete. 
Vorgeschlagen ist insbesondere: 

a) die Bildung von Gegenkoalitionen der Konsumenten; vergl. 
Gutachten d. 26. D. Jur.-T. I, S. 70; Hitschmann, S. 14. 

b) Dauernde oder vorübergehende Herabsetzung oder Aufhebung 
der Schutzzölle, vergl. Kieler Handelsk.-Ber. 1901, S. 72; vergl. Pohle, 
S. 128; Grunzel, S. 167; Nation 1902, S. 713; Hitschmann 1. c; 
Eberstadt, S. 30; Lotz, S. i'] \ vgl. Ber. d. D. Reichst, X. Legisl.-P., 
II. Session, 207. Sitzung. 

c) Verstaatlichung; vergl. Liefmann, S. 196; Gutachten d. 26. 
D. Jur.-T. L S. 71; Hückinghaus 1. c; Berdrow, S. 96; Meyer, 

s. 312. 

d) Aenderung der Tarifpolitik der Verkehrsuntemehmungen ; vergl. 
Liefmann, S. 197; Grunzel, S. 171. 

e) Ausschluss der Kartelle bei staatlichen Submissionen; Pohle, 
S. 129; Grunzel, S. 172. 

f) Begrenzung des Untemehmergewinnes vergl. May 1. c. 

Vergl. femer Monatschr. f. Handelsr. u. Bankw. 1902, S. 194; Ostern 
Kartellgesetzentw., S. 20; Denkschr. d. Grossh. Handelskammer Offen- 
bach, S. 11; Ber. d. fr. D. Höchst., S. 228. 

40) Vergl. über den österr. Kartellgesetzentwurf: Landesberger 
in Grünhut's Zeitschr., Bd. XXIV, S. 575; Winter in „Die Neue Zeit'* 
15. Jahrg., S. 561; Singer in „Die Zeit", Bd. XI, S. 178; Strauss 
in „Juristische Blätter", 26. Jahrg.; Monatsschr. f. Handelsr. u. Bankw. 
1902, S. 192; Liefmann, S. 195; Jahrb. f. Gesetzgeb., Verw. u. Volks- 
wirtsch., XXI, S. 134 1; Arch. f. soc. Gesetzgeb. u. Stat., XIII, S. 122^ 

41) Cf. Steinbach, S. 170; Pohle, S. 131. 

3* 
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42) Cf. österr. Kartell-Gesetzentw. S. 22, 

43) Vergl. österr. Kartellgesetzentw., Kleinwächter, S. 162; 
Sehr. d. Ver. f. Soc.-Pol, Bd. LXI, S. 45; Steinbach, S. 179; Bücher 
in Schriften d. Ver. f. Soc-Pol. LXI, S. 154; Landesberger 1. c. S. 383; 
Denkschr. d. Prager Handels- u. Gewerbekammer, S. 127; vergl. Mitt. 
d. Centr.-Verb. D. Industr. No. 89, S. 216; D. Jur.-Ztg. 1902, S. 225; 
Monatsschr. f. Handelsr. u. Bankw. 1902, S. 193; vergl. oben S. 20. 

44) D. Jur. Ztg. 1902, S. 225; Monatsschr. f. Handelsr. u. Bankw., 
1902, XXI, S. 194; D. Industrie-Ztg., XXI, S. 298. 
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Berichtigung. 



Nach Drucklegung ist mir ein Sonderabdruck des Referates 
des Herrn Dr. Wendlandt über 

„Das Kartellwesen" 
zugegangen. Anm. 13 muss dem gemäss dahin berichtigt werden, 
dasÄ Dr. Wendlandt staatliche Verwaltungsmassregeln wie Staats- 
aufsicht erst nach Erschöpfung aller Mittel der Selbsthülfe 
in Frage kommen lassen will. 

S. 30 Z. 12 von oben lies: „einen Monopols-Gewinn" statt 
„eines Monopols Gewinn". 



w. a k'^ 
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